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1. (1)Der Österreichische Rundfunk hat für die Auftragsvorprüfung einen Vorschlag für ein neues Angebot mit

folgendem Inhalt auszuarbeiten:

1. 1.ein Angebotskonzept (§ 5a);

2. 2.eine detaillierte Begründung, weshalb das neue Angebot im Unternehmensgegenstand liegt und zur

wirksamen Erbringung des öffentlich-rechtlichen Kernauftrags sowie der besonderen, im Gesetz geregelten

Aufträge unter Berücksichtigung der in § 4 Abs. 2 bis 6 sowie § 10 geregelten besonderen Anforderungen an

den öffentlich-rechtlichen Rundfunk zweckmäßig erscheint;

3. 3.eine Darstellung der Finanzierung des neuen Angebotes, und

4. 4.eine Darstellung der voraussichtlichen Auswirkungen des neuen Angebotes auf die Wettbewerbssituation

auf dem jeweils für das Angebot relevanten Markt sowie auf die Angebotsvielfalt für Seher, Hörer oder

Nutzer.

2. (2)Der Vorschlag für das neue Angebot ist vom Österreichischen Rundfunk der Regulierungsbehörde, der

Wirtschaftskammer Österreich und der Bundesarbeitskammer zu übermitteln sowie auf dessen Website leicht

auffindbar, unmittelbar und für die Dauer der Stellungnahmefrist ständig zugänglich zu machen. Dabei ist darauf

aufmerksam zu machen, dass alle vom geplanten Angebot Betroffenen binnen einer angemessenen, mindestens

sechswöchigen Frist Stellung nehmen können. Die eingelangten Stellungnahmen sind, soweit sie nicht

vertrauliche Daten enthalten, vom Österreichischen Rundfunk auf seiner Website zu veröffentlichen. Vertrauliche

Daten im Hinblick auf die Auswirkungen auf die Wettbewerbssituation können von den Betroffenen direkt der

Bundeswettbewerbsbehörde übermittelt werden. Die Bundeswettbewerbsbehörde hat diese Daten unter

Wahrung der Amtsverschwiegenheit für Zwecke der Abs. 4 und 5 zu verwenden.

3. (3)Sofern der Österreichische Rundfunk nicht vom neuen Angebot absieht, hat er den Vorschlag, die

Stellungnahmen sowie allfällige aufgrund der Stellungnahmen vorgenommene Änderungen des

Angebotskonzepts nach Ende der Frist gemäß Abs. 2 der Regulierungsbehörde zu übermitteln und die

Genehmigung des neuen Angebots zu beantragen.

4. (4)Die Regulierungsbehörde hat alle Unterlagen dem gemäß § 6c eingerichteten Beirat und der

Bundeswettbewerbsbehörde zur Verfügung zu stellen. Diese haben innerhalb einer sechswöchigen Frist wie folgt

Stellung zu nehmen:

1. 1.der Beirat zur Frage, ob das neue Angebot aus publizistischer Sicht zur wirksamen Erbringung des

öffentlich-rechtlichen Kernauftrags sowie der besonderen, im Gesetz geregelten Aufträge unter

Berücksichtigung der in § 4 Abs. 2 bis 6 sowie § 10 geregelten besonderen Anforderungen an den öffentlich-

rechtlichen Rundfunk zweckmäßig erscheint sowie zur Frage der voraussichtlichen Auswirkungen auf die

Angebotsvielfalt für die Seher, Hörer und Nutzer;

2. 2.die Bundeswettbewerbsbehörde zu den voraussichtlichen Auswirkungen des neuen Angebots auf die

Wettbewerbssituation anderer in Österreich tätiger Medienunternehmen.

5. (5)Neben dem Österreichischen Rundfunk als Antragsteller kommt im Verfahren vor der Regulierungsbehörde

der Bundeswettbewerbsbehörde Parteistellung zur Wahrung der Interessen des Wettbewerbs zu; sie kann gegen

die Entscheidung Beschwerde beim Verwaltungsgerichtshof erheben.
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